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Gesetz über die Selbstbestimmung in Bezug auf den 
Geschlechtseintrag (SBGG) und zur Änderung weiterer 
Vorschriften im Personenstandsregister 

 
Als Katholischer Deutscher Frauenbund setzen wir uns seit vielen Jahren für einen dif-
ferenzierten Blick auf Sexualität ein – wie auch 2022 mit unserer Stellungnahme „Sexu-
alität: Vielfalt anerkennen - Gestaltungsverantwortung leben“. Es ist für uns selbstver-
ständlich, geschlechtliche Vielfalt anzuerkennen und Sexualität in ihren verschiedenen 
Dimensionen zu sehen. Wir treten dafür ein, Diskriminierungen hinsichtlich des Ge-
schlechtes und der sexuellen Orientierung in Gesetzgebung, Rechtsprechung 
und Verwaltungspraxis aufzuheben. 
 
Der KDFB begrüßt es daher, dass das in weiten Teilen als verfassungswidrig festge-
stellte Transsexuellengesetz (TSG) abgelöst und eine neue gesetzliche Regelung ge-
funden wird. Ziel des neuen Selbstbestimmungsgesetzes (SBGG) ist es, die Selbst-
bestimmung der Betroffenen zu stärken und eine einheitliche Regelung für die Ände-
rung von Geschlecht und Vornamen im Personenstandsregister herbeizuführen, die auf 
einer selbstbestimmten Entscheidung der Betroffenen beruht. Laut dem Gesetz-
entwurf soll es künftig möglich sein, dass trans*, inter und nicht-binäre Menschen ihren 
Geschlechtseintrag und ihren Vornamen durch eine Selbsterklärung beim Standesamt 
ändern können. 
 
Was ist Transgeschlechtlichkeit, was bedeutet „trans*“? 

Bei der Geburt wird Neugeborenen ein Geschlecht zugeordnet – meistens männlich 
oder weiblich – doch ob und wie man sich selbst damit identifiziert, kann ganz unter-
schiedlich sein. Für die meisten Menschen stimmt das äußere Geschlecht mit ihrem 
inneren Empfinden überein und sie fühlen sich damit ausreichend beschrieben. Bei 
trans* Personen entspricht das Geschlecht, das ihnen bei der Geburt zugewiesen 
und im Personenregister eingetragen wurde, nicht ihrer Geschlechtsidentität. 
Transgeschlechtliche Menschen sind also z.B. trans Frauen (Frauen, deren Ge-
schlechtseintrag bei der Geburt männlich war), trans Männer (Männer, deren Ge-
schlechtseintrag bei der Geburt weiblich war), sowie Menschen, die sich geschlechtlich 
nicht verorten (lassen) möchten. Das Sternchen in der Bezeichnung soll Raum für ver-
schiedene Identitäten (inter, nicht-binär, usw.) lassen. 1 Für trans* Menschen ist es wich-
tig, dass sie ihren Vornamen und ihren Geschlechtseintrag ändern können, damit bei-
des ihre Identität ausdrückt. 

                                                
1 Vgl. https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/ueber-
diskriminierung/diskriminierungsmerkmale/geschlecht-und-geschlechtsidentitaet/trans/trans-node.html 
 

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/ueber-diskriminierung/diskriminierungsmerkmale/geschlecht-und-geschlechtsidentitaet/trans/trans-node.html
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/DE/ueber-diskriminierung/diskriminierungsmerkmale/geschlecht-und-geschlechtsidentitaet/trans/trans-node.html
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Reform der überholten Gesetzesregelung 

Die Änderung des Geschlechtseintrags und des Vornamens ist derzeit im Rahmen des 
TSG bereits möglich. Dabei müssen sich trans* Personen jedoch einem langwierigen 
gerichtlichen Verfahren mit zwei Begutachtungen unterziehen, dessen Kosten sie 
selbst tragen müssen. Dieses Verfahren wird von vielen Betroffenen als belastend und 
demütigend wahrgenommen. In den Fragebögen für die Begutachtungen werden u.a. 
intime Fragen zur gelebten Sexualität und zu sexuellen Fantasien gestellt. Dazu kommt, 
dass die Entscheidung über die beantragte Personenstandsänderung wesentlich auf 
den Sachverständigengutachten beruht und nicht auf der persönlichen Selbsterklärung. 
Der KDFB begrüßt daher ausdrücklich, dass die Bundesregierung entsprechende juristi-
sche Änderungen vornimmt.  
 
Das geplante SBGG trifft keine Regelungen zu geschlechtsangleichenden medizi-
nischen Maßnahmen im Jugend- oder Erwachsenenalter. Es bleibt bei den einschlägi-
gen medizinischen Regelungen und Leitlinien (vgl. v.a. SGB V). Als KDFB begrüßen wir, 
dass sich das SBGG auf die Änderung des Geschlechtseintrages und des Vornamens 
beschränkt und medizinische Maßnahmen ausklammert. Irreversible Maßnahmen be-
reits im Kinder- und Jugendalter durchzuführen, bewerten wir kritisch. Um die Ge-
fahr vorschneller Änderungen im frühen Lebensalter zu minimieren, können Minderjäh-
rige ab 14 Jahren nur mit Zustimmung der Eltern oder des Familiengerichts eine Selbst-
erklärung zur Änderung ihres Geschlechtseintrages und Vornamens stellen. Auch dies 
begrüßen wir.  
 
Deutschland schließt sich mit diesem Reformvorhaben internationalen Entwicklungen 
an. So haben Länder wie beispielsweise Argentinien, Malta, Irland und Norwegen den 
Weg eingeschlagen, die Verfahren zu vereinfachen und die Rechte von trans* Personen 
durch die Möglichkeit der Selbsterklärung zu stärken. 
 
Geschlechtliche und sexuelle Vielfalt sind menschliche Realität. Als Frauenbund 
setzen wir uns dafür ein, dass Menschen in ihrer geschlechtlichen und sexuellen Vielfalt 
und in der Vielfalt der Lebensentwürfe wertgeschätzt werden. Die geschlechtliche Iden-
tität ist wesentlicher Bestandteil des Menschseins. Keine Person darf aufgrund ihres 
Geschlechts Anfeindungen, Diskriminierungen oder Gewalt ausgesetzt sein. Aus 
unserer Sicht ist die selbstbestimmte Erklärung der Geschlechtsidentität ein wichtiger 
Schritt auf dem Weg zu einem anerkennenden, würdevollen Umgang mit geschlechtli-
cher Vielfalt.  
 
Sorgen um Missbrauch der geplanten Regelungen  

In den Diskussionen rund um das Selbstbestimmungsgesetz wird oftmals die Sorge vor-
gebracht, dass die neuen gesetzlichen Regelungen missbraucht werden könnten und 
dass beispielsweise Männer sich über die niedrigschwellige Erklärung ihrer nicht-männ-
lichen Geschlechtsidentität Zutritt zu Schutzräumen von Frauen verschaffen können. In 
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diesem Zusammenhang ist zu betonen, dass das Hausrecht von den neuen Regelun-
gen unberührt ist – das heißt: Personen kann, ohne Angabe von Gründen, der Zugang 
zu besonderen Schutzräumen verwehrt werden. Doch es gilt, neben aller berechtigten 
Sorge wachsam zu sein, dass sich auf diesem Weg nicht ein generelles Misstrauen 
gegenüber Personen, die eine Änderung des Geschlechtseintrages anstreben, 
Bahn bricht. Vielmehr sollten trans Frauen als vulnerable Gruppe und als Betroffene se-
xualisierter Gewalt wahrgenommen werden, die vor allem auch im öffentlichen Raum 
Beschimpfungen und Beleidigungen erleiden müssen.  
 
Der Frauenbund setzt sich seit jeher für die Rechte von Frauen ein und verurteilt jegli-
che Art von Gewalt gegen Frauen. Gewalt gegen Frauen muss verhindert und konse-
quent strafrechtlich verfolgt werden. Wie jede Form der Diskriminierung haben auch Se-
xismus und sexualisierte Gewalt neben der individuellen eine strukturelle Dimension, 
die sowohl Frauen als auch inter, nicht-binäre und trans* Personen betrifft. Es ist not-
wendig, alle Menschen vor Abwertung und geschlechtsbezogener Gewalt zu schützen: 
Frauen, zu denen auch trans Frauen zählen, sind jedoch nach wie vor strukturell be-
sonders gefährdet, sie werden tagtäglich Opfer der vielfältigen Formen misogyner (frau-
enverachtender) Gewalt. Das geplante SBGG verstehen wir als einen Beitrag, Gewalt 
gegen Frauen zu beenden.  
 

Beschluss des KDFB-Bundesvorstands, 29.09.2023 


